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Regionalpolitik

Die Gemeinschaft besteht aus Mitgliedstaaten, deren Volkswirtschaft und Re-
gionalstruktur sehr unterschiedlich sind. Die regionalen Ungleichgewichte sind
auf Gemeinschaftsebene weitaus stärker ausgeprägt als innerhalb der Mitglied-
staaten. Der Beitritt Griechenlands hat dieses Gefälle noch vergrößert.

Hinzu kommt, daß die ständig steigenden Energiekosten nachhaltig die Wirt-
schaftsentwicklung der Gemeinschaft insgesamt beeinflussen, besonders aber
die wirtschaftlich schwächeren Randzonen Europas. Die raschen Fortschritte in
der Technologie, besonders in den Bereichen Mikro- und Bio-Technologie, wer-
den ebenfalls in den kommenden Jahren schwerwiegende Folgen für die regiona-
len Wirtschaftsstrukturen haben. Auch die zunehmende Wettbewerbsfähigkeit
der jungen Industrieländer hat Konsequenzen vor allem für viele der schwäche-
ren Regionen der Gemeinschaft, die häufig auf Erzeugnisse spezialisiert sind,
welche mit den Produkten der Entwicklungs-Schwellenländer in unmittelbarem
Wettbewerb stehen. Das gilt speziell für Griechenland. Schließlich muß gesehen
werden, daß die Ausarbeitung weiterer Gemeinschaftspolitiken sich auf die Ent-
wicklung der Regionen der Gemeinschaft auswirken wird. Erinnert sei insbeson-
dere an die bevorstehende Erweiterung der Gemeinschaft um Spanien und Por-
tugal, die Reform der Agrarpolitik, die erforderlich ist, um die 1%-Grenze des
Mehrwertsteuerbeitrags für das Budget der Gemeinschaft einzuhalten; erinnert
sei aber auch an die Umstrukturierung der Industrie, hauptsächlich der Textil-
und Stahlindustrie sowie des Schiffbaus.

Aus diesen Gründen gewinnt die Regionalpolitik der Gemeinschaft immer
größeres Gewicht. Sie verfolgt zwei Hauptziele: einerseits die Verringerung der
bestehenden regionalen Ungleichgewichte, die sowohl in den traditionell wirt-
schaftlich weniger entwickelten Gebieten in Erscheinung treten als auch in den-
jenigen, die sich in einem Prozeß der industriellen oder landwirtschaftlichen
Umstellung befinden; andererseits die Verhinderung neuer regionaler Ungleich-
gewichte, die sich aufgrund der Änderung der Weltwirtschaftsstrukturen oder
aufgrund von Maßnahmen der Gemeinschaft im Rahmen einer ihrer Politiken
ergeben können.

Freilich kann die Regionalpolitik der Gemeinschaft nur subsidiär eingreifen.
Die Hauptverantwortung für die Entwicklung der benachteiligten Regionen
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müssen die Mitgliedstaaten tragen. Die Maßnahmen der Gemeinschaft müssen
die Politiken der Mitgliedstaaten unterstützen. Sie müssen andererseits gewähr-
leisten, daß die nationalen Maßnahmen den Zielen der Regionalpolitik der Ge-
meinschaft nicht entgegenwirken.
Für den regionalpolitischen Einsatz hat die Gemeinschaft mehrere Instrumente
entwickelt, nämlich:
— den „Europäischen Fonds für regionale Entwicklung" gemäß Verordnung

Nr. 724/75 in der Fassung der Verordnung (VO) Nr. 214/79, der 1980 ein Fi-
nanzvolumen von 1 106,75 Mio. ECU (Europäische Rechnungseinheit)
Verpflichtungsermächtigungen hatte; zu dieser Summe kamen noch 103,25
Mio. ECU Verpflichtungsermächtigungen für spezifische Gemeinschaftsak-
tionen hinzu (nicht quotengebundene Dispositionsreserve der Kommis-
sion)1;

— die Europäische Investitionsbank (EIB) gemäß Art. 129 EWG-Vertrag, die
1980 Finanzierungen aus Eigenmitteln in der Größenordnung von 3,3 Mrd.
ECU durchgeführt hat;

— EGKS-Darlehen gemäß Art. 54 und 56 EGKS-Vertrag; nach diesen Bestim-
mungen wurden 1980 Finanzmittel in Höhe von 1,026 Mio. ECU zur Verfü-
gung gestellt2;

— Anleihen zur Investitionsförderung (das sog. Neue Gemeinschaftsinstrument
(NGI) gemäß Beschluß des Rates vom 16.10.1978 in Höhe von 1 Mrd. ECU).
1980 sind über die EIB rund 200 Mio. ECU abgeflossen;

— Sondermaßnahmen im Rahmen des Europäischen Währungssystems gemäß
VO des Rates vom 3.8.1979; es können Zinszuschüsse für Italien und Irland
in Höhe von 3% für einen Zeitraum von 5 Jahren in der Gesamthöhe von 1
Mrd. ECU für Darlehen der EIB zur Verfügung gestellt werden, im Jahre
1980 200 Mio. ECU«;

— Sonderdarlehen zugunsten der Erdbebengebiete in Italien in Höhe von 1
Mrd. ECU mit Zinszuschüssen von 3% für den Zeitraum von 12 Jahren ge-
mäß Beschluß des Europäischen Rates vom 1./2. Dezember 19805. Im Jahre
1980 sind Mittel aus diesem Instrument noch nicht abgeflossen.

Der Regionalfonds

Der Regionalfonds — das zentrale Instrument der gemeinschaftlichen Regional-
politik — arbeitet seit 1975 und hat bis einschließlich 1980 ein Investitionsvolu-
men von rund 34 Mrd. ECU mit Zuschüssen in Höhe von 3,6 Mrd. ECU geför-
dert, davon allein in 1980 726 Mio. ECU. Der Fonds dient der Schaffung von Ar-
beitsplätzen und der Förderung von Infrastrukturinvestitionskosten, später mit
höchsten 40%. In der Anfangsphase war die Ausstattung des Fonds in der
Fonds-VO EWG Nr. 724/75 festgelegt worden. Nach Fortschreibung der Fonds-
VO durch die VO Nr. 214/79 wird die Ausstattung des Fonds vom Haushaltsjahr
1980 an jährlich im Haushaltsplan der EG festgesetzt.

Entgegen den deutschen Vorstellungen konzentriert sich die Förderung nicht
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allein auf die strukturschwächsten Regionen Europas, nämlich Süditalien,
Schottland, Irland und Grönland, sondern erfaßt alle Mitgliedstaaten nach fol-
gendem Schlüssel: Belgien 1,39 v.H., Dänemark 1,20 v.H., Deutschland 6,00
v.H., Frankreich 16,86 v.H., Irland 6,46 v.H., Italien 39,39 v.H., Luxemburg
0,09 v.H., Niederlande 1,58 v.H., Vereinigtes Königreich 27,03 v.H.. In der Re-
gel liegt das Schwergewicht noch auf dem Finanzierungsaspekt, der noch stark
die Züge eines einfachen Haushaltstransfers trägt. Es werden Erstattungen für
national angemeldete Projekte gezahlt. Allerdings ist die gemeinschaftliche Mit-
finanzierung von Regionalprojekten an die Bedingung geknüpft, daß regionale
Entwicklungsprogramme vorliegen, die so verbindlich und so konkret sein sol-
len, daß sie bei der Beurteilung des einzelnen Projekts dessen Beitrag zum Ab-
bau von regionalen Disparitäten erkennen lassen. Je aussagekräftiger diese Pro-
gramme im Zeitablauf werden, desto eher wird es möglich sein, die eigentliche
Wirkung der gemeinschaftlichen Regionalpolitik zu beurteilen. Im Augenblick
steht der regionalspezifische Mitteleinsatz noch zu wenig im Vordergrund, der
aus Entwicklungszielen von gemeinschaftlicher Bedeutung abgeleitet werden
sollte. Zu unsicher bleibt auch noch, ob in den geförderten Regionen tatsächlich
zusätzliche Investitionsanreize entstehen. Der Trend, sich an Infrastrukturvor-
haben anstatt an industriellen Projekten zu beteiligen, hat zugenommen. Dies ist
bedauerlich, da die Schaffung ausreichender Infrastruktur primär eine nationale
Aufgabe ist. Der Fonds soll nicht in den nationalen Budgets „Freiräume" für an-
dere Aufgabenfinanzierungen schaffen (z.B. Prestigeprojekte!). Wohnungs-,
Krankenhaus- oder Schulbau gehört nicht zu den Aufgaben des Fonds. Von der-
artigen Maßnahmen gehen keine Impulse auf die regionale Entwicklung aus.
Neue gewerbliche Arbeitsplätze entstehen durch gewerbliche Investitionen,
nicht durch Wohnungen.

Im Jahre 1980 wurden erstmalig Maßnahmen finanziert aus der sog. nicht quo-
tengebundenen Dispositionsreserve. Die neue Fonds-VO sieht vor, daß 5% der
Fondsmittel „nicht quotengebunden" sein sollen, sondern für spezifische Ge-
meinschaftsaufgaben zur regionalen Entwicklung zur Verfügung stehen (im
Haushaltsjahr 1980 103,25 Mio ECU Verpflichtungsermächtigungen). Durch
fünf Verordnungen des Rates wurden für einen Zeitraum von fünf Jahren 220
Mio. ECU gebunden, die wie folgt aufgeteilt sind:
— 120 Mio. ECU für Gebiete, die von der Erweiterung der Gemeinschaft be-

troffen werden (Süditalien, Südfrankreich);
— 43 Mio. ECU für Gebiete in Großbritannien, Italien und Belgien, die beson-

ders hart von den Strukturveränderungen in der Stahlindustrie betroffen
sind;

— 17 Mio. ECU für Gebiete in Großbritannien, die besonders unter den
Schwierigkeiten des Schiffbaus zu leiden haben;

— 16 Mio. ECU für die Diversifizierung der Energieversorgung in Süditalien;
— 24 Mio. ECU für die Entwicklung der Grenzgebiete Irlands und Nordirlands.
Nach dem Beitritt Griechenlands beteiligt sich der Fonds auch an Projekten in
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Griechenland. Am 16. Dezember 1980 änderte deshalb der Rat die Regional-
fonds-Verordnung und wies Griechenland eine Quote von 13% zu. Die Quoten
der anderen Mitgliedstaaten mußten infolgedessen wie folgt angepaßt werden:
Belgien 1,11 v.H., Dänemark 1,06 v.H., Deutschland 4,56 v.H., Frankreich
13,64 v.H.,Irland 5,94 v.H., Italien 35,49 v.H., Luxemburg 0,07 v.H., Nieder-
lande 1,24 v.H., Vereinigtes Königreich 23,8 v.H.. Diese neuen Quoten gelten
für 1981.

Die Bundesrepublik Deutschland hatte bei der Neuaufteilung der Mittel ihre
Bereitschaft gezeigt, Griechenland eine höhere Quote zuzugestehen, wenn auch
andere reichere Mitgliedstaaten zu einer Reduzierung ihrer Quoten bereit gewe-
sen wären. Dies liegt ganz im Sinne der deutschen Vorstellungen, zu einer Kon-
zentration der Mittel des Fonds zu gelangen und im Zeitablauf Mittel nur noch
den Mitgliedstaaten zukommen zu lassen, deren regionale Disparitäten am mei-
sten ins Gewicht fallen.

Die Europäische Investitionsbank (EIB)

Neben dem Fonds gewinnt die Europäische Investitionsbank (EIB) immer mehr
Bedeutung. Die EIB wurde bei Gründung der EWG 1958 als rechtlich selbstän-
diges Kreditinstitut der Gemeinschaft errichtet. Sie hat die Aufgabe, gemäß Art.
130 EWG-Vertrag zu einer ausgewogenen und reibungslosen Entwicklung des
Gemeinsamen Marktes beizutragen, indem sie mit Darlehen und Bürgschaften
zur Schaffung neuer Arbeitsplätze beiträgt.

Kennzeichnend für die Tätigkeit der EIB im Jahre 1980 waren namentlich eine
starke Konzentration der Darlehen auf die Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit
und eine Zunahme der Finanzierungen für Vorhaben im Energiesektor. Diese
Vorhaben zielen auf eine Reduzierung der Abhängigkeit der Gemeinschaft von
Erdöleinfuhren ab, unter anderem durch die Einsparung von Energie in der In-
dustrie und in anderen Bereichen.

Die Finanzierungsbeiträge für Industrie-, Energie- und Infrastruksturprojek-
te in der Gemeinschaft erreichten im Jahre 1980 insgesamt nahezu 3 Mrd. ECU.
Davon entfielen 80% auf Investitionen in Italien, Großbritannien und Irland,
d.h. in den drei Ländern, die unter den größten Strukturproblemen leiden.

Ein Teil der Darlehen in Höhe von ca. 200 Mio. ECU stammte aus Mitteln des
neuen Gemeinschaftsinstruments (NGI), in dessen Rahmen die Bank im Auf-
trag der Kommission Darlehen vergibt. Nach einer 1. Tranche in Höhe von 500
Mio. ECU 1979 hat die Kommission 1980 eine 2. Tranche des NGI aufgelegt.
Insgesamt erreichten die Finanzierungen der EIB 3,5 Mrd. ECU.

Die Tätigkeit der Bank im Rahmen des NGI ist nicht unproblematisch. In der
Regel finanziert die Bank aus Eigenmitteln und den Mitteln des NGI, fördert al-
so keine zusätzlichen Investitionen. Besonders bedauerlich ist, daß die Mittel
des NGI auch für den Wohnungsbau verwendet werden dürfen. Der Rat stimmt
am 26. Oktober 1980 zu, daß 100 Mio. ECU der 2. Tranche der NGI-Anleihe in
Höhe von 500 Mio. ECU für den Wohnungsbau verwendet werden dürfen. Die-
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se Entwicklung wird sich fortsetzen bei Nutzung der 1 Mrd. ECU für den Wie-
deraufbau der Erdbebengebiete in Süditalien. Hier will die Bank neben Woh-
nungen auch Krankenhäuser, Schulen und Kirchen finanzieren. Ob die Bank da-
mit nicht überfordert wird, bleibt abzuwarten.

Einer der Faktoren, die zur Schaffung des NGI geführt haben, war die Überle-
gung, daß die Begebung von Anleihen durch die Kommission in ihrem eigenen
Namen die Aufnahme zusätzlicher Mittel über die von der Bank normalerweise
aufgenommenen hinaus ermöglichen würde, und zwar zur Finanzierung beson-
ders vorrangiger Projekte, die die Gewährung umfangreicherer Darlehen recht-
fertigen, als sie die Bank normalerweise zu vergeben bereit ist. Darüber hinaus
ist man davon ausgegangen, daß NGI-Darlehen auf bestimmten Märkten, auf
denen die Bank Gefahr läuft sehr häufig oder mit sehr großen Beträgen aufzutre-
ten, eine zweckmäßige Alternative zu Anleihen der Bank darstellen könnten.

Im Jahre 1979 und 1980 ergaben sich für die Bank jedoch keine Refinanzie-
rungsschwierigkeiten auf den Kapitalmärkten. Lediglich auf dem DM-Markt
sind in letzter Zeit Schwierigkeiten aufgetreten, da die Bundesbank versucht,
den Kapitalexport durch freiwillige Absprachen mit den deutschen Banken zu
beschränken, um so leichter das enorme Leistungsbilanzdefizit der Bundesrepu-
blik finanzieren zu können.

Insgesamt ist deshalb die Notwendigkeit des NGI sehr umstritten. Die Bun-
desregierung verneint die Notwendigkeit, da die Bank bislang auf keine Schwie-
rigkeiten bei der Inanspruchnahme der Finanzmärkte stieß. Die Bundesregie-
rung neigt daher eher dazu, das NGI auslaufen zu lassen und nicht - wie die
Kommission es wünscht — in der Höhe unbegrenzt zu verlängern. Die Bundesre-
gierung ist der Auffassung, daß ein „zweites Fenster" zur Inanspruchnahme der
Kapitalmärkte nicht erforderlich ist. Sie ist eher bereit das Kapital der EIB zu
verdoppeln, bevor an eine Fortsetzung des NGI gedacht wird.

EGKS-Umstellungsdarlehen
Angesichts der krisenhaften Situation der europäischen Stahlindustrie haben die
Umstellungsdarlehen der Kommission 1980 erhöhte Bedeutung erlangt. Die eu-
ropäische Stahlindustrie hat ihre Absatzmöglichkeiten stark reduzieren müssen,
bei z.T. noch andauerndem Kapazitätsabbau rentabler Werke und dem Auf-
rechterhalten unrentabler Kapazitäten. Die erforderliche, weitgehende Um-
strumkturierung einschließlich Kapazitätsabbau stößt in einigen Mitgliedstaa-
ten , insbesondere angesichts der schlechten gesamtwirtschaftlichen Lage, auf er-
hebliche Widerstände, dies umsomehr, als einzelne Regionen mit überwiegen-
den Stahlmonokulturen besonders betroffen sind, wie z.B. Wallonien.

Die Umstrukturierungsmaßnahmen, die in der Stahlindustrie der Gemein-
schaft getroffen wurden und die 1980 einen weiteren erheblichen Rückgang der
Beschäftigung in diesem speziellen Bereich auslösten, haben die Kommission
veranlaßt, ihre finanziellen Maßnahmen nach Art. 54 und 56 EGKS-Vertrag zu
intensivieren und auszubauen.
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Die Kommission kommt damit einer Grundforderung des Montanvertrags
nach, die kontinuierliche Beschäftigung von Arbeitskräften in den Bereichen
Kohle und Stahl zu sichern. Die Darlehen in der Kommission nach Art. 56
EGKS-Vertrag werden in der Regel mit einer Zinssubvention von 3% begün-
stigt. Bedauerlich ist, daß die Kommission bislang keine Kriterien entwickelt
hat, die Darlehen nur für Umstrukturierungsmaßnahmen zu gewähren, die auch
eine Anpassung der Kapazitäten im Stahlbereich zum Ziele haben. Die Kommis-
sion ist aber durch die Entscheidung des Rates vom 26. März 1981 aufgerufen
worden, Darlehen nur noch für Zwecke zur Verfügung zu stellen, die der Um-
strukturierung einschließlich eines globalen Kapazitätsabbaus dienen.

Bilanz der regionalpolitischen Aktivitäten

Insgesamt ist die regionalpolitische Aktivität der EG sehr kritisch zu betrachten.
Allein aus dem Regionalfonds wurden seit 1975 rund 12 Mrd. DM für Investitio-
nen bereitgestellt, ohne daß die Disparitäten zwischen den Mitgliedstaaten ver-
mindert worden wären. Im Gegenteil: Die Kommission stellt in ihren „Leitlinien
und Prioritäten der Regionalpolitik" fest6, daß der Abstand zwischen einzelnen
Gebieten und den weniger begünstigten Gebieten eher gewachsen ist — ein
schlechtes Zeugnis für eine fünfjährige Politik.

Auch die verfahrensmäßige Behandlung von Projekten im Fondsausschuß er-
scheint verbesserungsbedürftig. Die Befassung des Fondsausschusses hat sich in
der Vergangenheit als reine Farce erwiesen. Von über 8 000 Vorhaben konnte
bislang nicht eines abgelehnt werden, obwohl die Kommission einige sehr be-
denkliche Projekte vorgelegt hatte. Der Grund dafür ist die Tatsache, daß drei
Mitgliedstaaten stets den Vorschlägen der Kommission zustimmten und damit
die notwendige qualifizierte Mehrheit von 41 Stimmen verhinderten. Selbst ein
Projekt, das im Ausschuß für Regionalpolitik mehrheitlich als nicht förderungs-
würdig abgelehnt wurde, erreichte dann im Fondsausschuß wegen der Sperrmi-
norität von drei Mitgliedstaaten nicht die notwendige negative qualifizierte
Mehrheit. Die Kommission setzte sich also über das Votum des sie beratenden
Ausschusses hinweg und förderte das Projekt.

Deshalb wird es in Zukunft notwendig sein, ein stärkeres Entscheidungsrecht
der Mitgliedstaaten bei der Genehmigung von Projekten durchzusetzen. Neben
der Unwirksamkeit des derzeitigen Fondsausschußverfahrens ist auch eine Fehl-
entwicklung bei der Antragsprüfung zu bedauern. Auf Veranlassung der Kom-
mission werden zunehmend branchendirigistische Entscheidungen getroffen.
Die Kommission verstrikt sich dabei immer stärker in sektorpolitische Wider-
sprüche.

Andererseits ist positiv zu werten, daß die Kommission nunmehr auch ihrerseits
eine stärkere Ausrichtung der Regionalpolitik auf wirtschaftliche Ziele und eine
verstärkte geographische Konzentration fordert. Sie stellt als Ziel auf, daß die
schwächeren Regionen mindestens mit dem Gemeinschaftsdurchschnitt wach-
sen müßten, um eine Verschärfung des relativen Rückstandes zu vermeiden.
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Sozialpolitik

Zweck und Höhe

Die soziale Lage in der Gemeinschaft war im Jahre 1980 weiterhin gekennzeich-
net durch anhaltend hohe Arbeitslosigkeit. Im Januar 1981 waren in den 10 Mit-
gliedstaaten 8,5 Mio. Arbeitlose registriert, das entspricht einer Arbeitslosen-
quote von 7,5%. Hierbei ist die Spanne in den einzelnen Mitgliedstaaten von 1%
bzw. 2,1% in Luxemburg bzw. Griechenland bis 10,6% bzw. 11% in Belgien und
Irland sehr groß. Mit der Begründung, daß mit dem wirtschaftspolitischen In-
strumentarium der entscheidende Durchbruch zur Verringerung der Arbeitslo-
sigkeit bisher nicht geglückt ist, setzten die europäischen Gewerkschaften ver-
stärkt auf sozialpolitische Aktivitäten der Gemeinschaft.

In den sog. Dreierkonferenzen (Aussprachen zwischen Sozialpartnern, Ge-
meinschaftsorganen und den durch die Wirtschafts- und Arbeitsminister vertre-
tenen Regierungen der Mitgliedstaaten) fordern die Gewerkschaften seit 1975
größere Anstrengungen der Gemeinschaft zur Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit.

Der Sozialfonds

Der im EWG-Vertrag als Finanzierungsinstrument für die gemeinsame Arbeits-
marktpolitik vorgesehene europäische Sozialfonds wurde 1960 geschaffen (Art.
123ff. EWG-Vertrag). Das Fondsvolumen hat 1980 eine Höhe von insgesamt
909,5 Mio. ECU erreicht. Der Sozialfonds erstattet auf Antrag einen Teil der
Ausgaben öffentlicher Stellen der Mitgliedstaaten für bestimmte in Art. 123
EWG-Vertrag genannte sozialpolitische Zwecke.

1971 und 1977 wurde der europäische Sozialfonds reformiert. Nach Art. 4 der
Reformbeschlüsse kann der europäische Sozialfonds aufgrund besonderer Rats-
beschlüsse tätig werden, wenn die Arbeitsmarktlage durch Maßnahmen gemein-
schaftlicher Politik (z.B. Handelspolitik) beeinflußt wird oder um eine bessere
Abstimmung zwischen Stellenangebot und -nachfrage zu gewährleisten. So wur-
den „Beteiligungsbereiche", für Landwirtschaft, Textil- und Bekleidungsindu-
strie, Behinderte, Wanderarbeitnehmer, Frauen und Jugendliche eröffnet.

Nach Art. 5 wird der Fonds — ohne besonderen Ratsbeschluß - zur Verbesse-
rung der Arbeitsmarktlage tätig in Gebieten mit Entwicklungsrückstand, in
Wirtschaftszweigen zur Erleichterung der Anpassung an den technischen Fort-
schritt sowie in bestimmten Gruppen von Unternehmen, die ihre Produktion
umzustellen gezwungen sind.

Die Hilfen des Fonds sind personenbezogen. Sie dienen der Anpassung der
Arbeitnehmer an die Erfordernisse des Arbeitsmarktes. Zwei Drittel der bisher
ausgegebenen Mittel entfielen auf Arbeitslose und Problemgruppen in regiona-
len Fördergebieten.

Entsprechend der vertraglichen Zweckbestimmung muß der Fonds sich auf

Jahrbuch der Europäischen Integration 1980 175



DIE POLITIKBEREICHE DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

die Arbeitsmarktpolitik beschränken. Der Fonds gibt keine Beihilfen zur Schaf-
fung von Arbeitsplätzen und auch keine Arbeitslosenhilfen. Nur ausnahmsweise
werden Investitionen für Ausbildungsstätten gefördert, und zwar in Höhe der
auf geförderte Personen entfallenden anteiligen Gebäudeabschreibungen. Der
Fonds konzentriert seine Hilfen auf die Mitgliedstaaten und Regionen mit den
größten Arbeitsmarktproblemen und der geringsten volkswirtschaftlichen Lei-
stungsfähigkeit. Die Bundesregierung verfolgt hier dieselbe Linie wie bei Regio-
nalfonds. Das Ergebnis der stark regionalpolitisch orientierten Entscheidungs-
praxis der Kommission ist ein Netto-Mitteltransfer zugunsten der wirtschaftlich
schwächeren Mitgliedstaaten. Die Bundesrepublik Deutschland ist der größte
Nettozahler.

Der Fonds berücksichtigt auch, daß die Eigenverantwortlichkeit der Mitglied-
staaten für ihre Arbeitsmarktpolitik aufrecht erhalten bleibt. Die Interventionen
des Fonds sind nur subsidiär. Daher ist der Beteiligungssatz höchstens 50%, seit
der erneuten Reform im Jahre 1977 beträgt er 55% in bestimmten besonders
strukturschwachen Gebieten, zu denen u.a. Süditalien, Irland und Schottland
gehören und seit dem Beitritt Griechenlands fast das gesamte griechische Gebiet
mit Ausnahme von Athen und Tessaloniki.

Im Jahre 1980 war von besonderer Bedeutung die Maßnahme der Kommission
zugunsten Jugendlicher. Von den Verpflichtungsermächtigungen 1980 in Höhe
von insgesamt 909,5 Mio. ECU entfielen fast 360 Mio. ECU, also über ein Drit-
tel auf diesen Bereich. Von den genehmigten Zuschüssen 1980 entfielen ca. 108
Mio. ECU auf Maßnahmen in der Bundesrepublik.

Probleme der EG-Sozialpolitik

Die Kommission hat 1980 zugunsten der Arbeitnehmer im Schiffbau einen Vor-
schlag vorgelegt, der erstmals eine Beihilfe des Fonds zur Sicherung der Einkom-
men solcher älterer Arbeitnehmer vorsieht, die infolge von Umstrukturierungs-
maßnahmen aus diesem Beschäftigungszweig endgültig ausscheiden. Der Rat
hat bislang diesen Vorschlag nicht verabschiedet. Zweck des europäischen So-
zialfonds ist es, innerhalb der Gemeinschaft die berufliche Verwendbarkeit so-
wie die örtliche und berufliche Freizügigkeit der Arbeitskräfte zu fördern. Art.
123 und 125 EWG-Vertrag können nicht anders verstanden werden — und sind
bisher auch nie anders verstanden worden —, als daß die Beihilfen dieses Fonds
unmittelbar den Arbeitskräften zugute kommen sollen, deren künftige Beschäf-
tigung durch Maßnahmen der beruflichen Bildung oder Ortswechsel gesichert
werden soll. Der Kommissionsvorschlag zielt aber darauf ab, die Einkommen
solcher über 55 Jahre alten Arbeitskräfte zu sichern, deren Beschäftigung als
endgültig abgeschlossen angesehen werden muß. Nach den geltenden Bestim-
mungen werden Beihilfen nur für solche Arbeitskräfte gezahlt, die derzeit ohne
Beschäftigung sind und auf eine Ausbildung oder eine Beschäftigung warten.
Die Personen, denen nach dem neuen Kommissionsvorschlag eine Hilfe des So-
zialfonds zugedacht ist, warten aber auf keine Ausbildung oder Beschäftigung.
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Wegen ihres Alters wird im Gegenteil nicht mehr mit einer weiteren Beschäfti-
gung gerechnet.

Mit einer Beihilfe zur Erhaltung des Einkommens, ohne daß gleichzeitig die
Beschäftigungsmöglichkeit durch berufliche Bildung oder durch Umzug verbes-
sert wird, würde dem Sozialfonds ein weites Feld eröffnet. Der Schiffbau wäre
nur ein Anfang. Andere Bereiche bzw. andere Industrien würden zwangsläufig
folgen. Das wäre ein erster Schritt zu einem Arbeitslosenfonds.

Nach deutscher Praxis sind die Nachteile, die ausscheidenden Arbeitnehmern
— etwa nach einer Betriebsänderung — entstehen, in erster Linie durch Sozial-
pläne auszugleichen oder zu mildern. Auf dieser Grundlage haben die Werften
in der Bundesrepublik — aber auch in einigen anderen Mitgliedstaaten — ihr Per-
sonal so reduziert, daß die Beschäftigung des verbleibenden Personals gesichert
ist. Der Kommissionsvorschlag würde somit solche Mitgliedstaaten begünstigen,
die es versäumt haben, die Strukturen ihrer Werftindustrie rechtzeitig anzupas-
sen.

Die wachsenden Unterschiede in der Arbeitsmarktpolitik sind in den einzel-
nen Mitgliedstaaten so erheblich, daß allein diese Tatsache gegen eine solche
Beihilfe spricht.

Gegen die Beihilfe spricht aber auch die derzeitige angespannte finanzielle Si-
tuation der Gemeinschaft. Mit einer stetigen Erhöhung der Fondsmittel wie in
der Vergangenheit ist in Zukunft kaum noch zu rechnen.

Freizügigkeit
Heftig umstritten geblieben ist in Brüssel auch 1980 die Frage der Ausdehnung
der Freizügigkeit auf Personen, die keine Erwerbstätigkeit ausüben. Die Freizü-
gigkeit gibt nach dem Vertrag (Art. 48 EWG-Vertrag) den Staatsangehörigen
der Mitgliedstaaten das Recht, in jedem anderen Mitgliedstaat ohne jede Be-
schränkung aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit unter gleichen Bedingungen wie
einheimische Arbeitskräfte tätig zu werden und sich aufzuhalten. Zur Zeit gilt
für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten, die sich ständig in einem anderen Mit-
gliedstaat aufhalten, ohne dort irgend eine Erwerbstätigkeit auszuüben, das all-
gemeine Ausländerrecht. Danach werden diese Personen hinsichtlich der Auf-
enthaltsbedingungen wie die Staatsangehörigen von Drittländern behandelt.
Die Gewährung der Aufenthaltserlaubnis ist in das Ermessen des Aufnahmelan-
des gestellt.

1974 legte die Kommission deshalb einen „Vorschlag für eine Richtlinie des
Rates über das Aufenthaltsrecht der Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten im
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates" vor7. Der Richtlinienvorschlag
legt die Modalitäten fest, nach denen das Aufenthaltsrecht von nicht-erwerbstä-
tigen Personen ausgeübt werden soll. In erster Linie wird es hierbei um Studen-
ten und Rentner gehen. Wesentlicher Grundsatz des Vorschlags ist es, den Ge-
meinschaftsangehörigen, die über 18 Jahre alt sind, ein eigenes Aufenthaltsrecht
in den Mitgliedstaaten zuzuerkennen.
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Es ist offensichtlich, daß damit erhebliche Wanderungsströme gefördert wer-
den könnten. Es liegt nahe, daß durch eine solche Regelung Wanderungsströme
in wirtschaftlich weiter fortgeschrittene Mitgliedstaaten angeregt würden, um
beispielsweise in den Genuß einer progressiven Sozialgesetzgebung zu kommen.
Die Bundesregierung hat deshalb darauf hingewiesen, daß die Einräumung ei-
nes Aufenthaltsrechts verbunden sein müsse mit der hinreichenden Ausstattung
der nichtbeschäftigten Personen mit Unterhaltsmitteln, und zwar für mehrere
Jahre.

Ein Aufenthaltsrecht für alle Bürger der Gemeinschaft sollte zwar zu den vor-
rangigen Rechten des europäischen Bürgers gehören. Die Entwicklung der Ge-
meinschaft von einer „Marktgemeinschaft" zu einer „Gemeinschaft der Bürger"
bleibt ein Postulat der europäischen Einigung. Andererseits müssen die gesell-
schafts-, sozial- und finanzpolitischen Folgen eines derartigen Schrittes mit in die
Erwägung einbezogen werden.
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